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Liebe Mandanten, 

wir freuen uns Ihnen heute die nächste Ausgabe unseres 

Mandantenrundschreibens mit den neusten Tipps und Änderungen 

im Steuerrecht zusenden zu dürfen. 

 

Sollten Sie unsere Informationen zukünftig lieber per E-Mail erhalten 

wollen oder einen Termin für ein persönliches Beratungsgespräch 

wünschen, rufen Sie uns unter der 09971 / 85190 an oder schreiben 

Sie uns eine Mail an cham@jgp.de. 

 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

 

 

 

Vereinfachungsregel bei kleinen 
Photovoltaikanlagen und vergleichbaren 
Blockheizkraftwerken 

Betreiber von Photovoltaikanlagen mit einer Leistung von bis zu 10 

kW und vergleichbare Blockheizkraftwerke mit einer Leistung von bis zu 2,5 kW 

können künftig wählen, ob sie ihre jeweiligen Anlagen ohne oder mit einer 

Gewinnerzielungsabsicht betreiben wollen. Die Einstufung der 

Energieerzeugungsanlagen erfolgt auf schriftlichen Antrag und gilt auch für die 

nachfolgenden Jahre.  

 

Wird eine Anlage ohne Gewinnerzielungsabsicht betrieben, so wird aus 

Vereinfachungsgründen für alle offenen Veranlagungszeiträume auf einen 

Nachweis verzichtet und eine steuerlich unbeachtliche Liebhaberei 

unterstellt. Beim Betreiben einer Anlage mit Gewinnerzielungsabsicht erfolgt 

hingegen eine Prüfung nach den allgemeinen Grundsätzen. In diesem Fall gelten 

die allgemeinen Regelungen in allen noch offenen und künftigen 

Veranlagungszeiträumen. 

Voraussetzung für die Ausübung des Wahlrechts ist, dass die kleinen 

Energieerzeugungsanlagen nach dem 31.12.2003 in Betrieb genommen wurden 

und auf zu eigenen Wohnzwecken genutzten oder unentgeltlich überlassenen 

Ein- und Zweifamilienhausgrundstücken einschließlich Außenanlagen installiert 

sind. Ein häusliches Arbeitszimmer oder Räume, die nur gelegentlich entgeltlich 

vermietet werden (Einnahmen bis 520 € im Veranlagungszeitraum), sind bei der 

Prüfung, ob es sich um ein zu eigenen Wohnzwecken genutztes Ein- und 

Zweifamilienhaus handelt, nicht relevant. 

 

Bitte beachten Sie! Ändern sich z. B. aufgrund von Nutzungsänderungen oder 

durch Vergrößerung der Energieerzeugungsanlagen die Voraussetzungen für die 

Vereinfachungsregel, ist diese für kommende Veranlagungszeiträume nicht mehr 

anzuwenden. Der Wegfall ist dem zuständigen Finanzamt schriftlich mitzuteilen. 

Umsatzsteuerlich gelten besondere Regelungen. 

 

BMF-Schr. v. 2.6.2021, IV C 6 – S 2240/19 (DW20210804)

 

 
SteuerNEWS 

 

 

Excel-Tabelle führt nicht zwingend 

zu Kassenführungsmängeln 

Mehr dazu auf Seite 3 

Inhaltsverzeichnis 

Vereinfachungsregel bei kleinen Photovoltaikanlagen und vergleichbaren Blockheizkraftwerken ................... 1 
TERMINSACHE: Sonderabschreibungen beim Mietwohnungsneubau ............................................................. 2 
Automatischer Informationsaustausch über Finanzkonten in Steuersachen ..................................................... 2 
Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug ......................................................................................... 2 
Neues Gesetz zur Abwehr von Steueroasen beschlossen ................................................................................ 3 
Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz vom Bundesrat bestätigt................................................. 3 
Nachweis einer fast ausschließlich betrieblichen Nutzung bei Pkw ................................................................... 3 
Excel-Tabelle führt nicht zwingend zu Kassenführungsmängeln ....................................................................... 3 
Bundesregierung verlängert Corona-Unterstützungen bis 30.09.2021 .............................................................. 4 
(Noch) keine Doppelbesteuerung von gesetzlichen Renten .............................................................................. 4 
Steuerfreie Sonderzahlungen an Arbeitnehmer bis 31.3.2022 verlängert ......................................................... 4 
Verlustverrechnungsbeschränkung für Aktienveräußerungsverluste verfassungswidrig? ................................ 4 
Längere Frist beim Investitionsabzugsbetrag geplant ........................................................................................ 5 
Ermittlung der ortsüblichen Marktmiete vorrangig per örtlichem Mietspiegel .................................................... 5 
Freiheitsstrafe wegen Betrug bei Corona-Soforthilfe .......................................................................................... 5 
Share Deals: Maßnahmen gegen Vermeidung von Grunderwerbsteuer beschlossen ..................................... 5 
Sozialversicherung und steuerliche Sonderreglungen von Mitarbeitenden im Impf- und Testzentren ............. 6 
Unternehmer: Ist-Besteuerung im Gründungsjahr .............................................................................................. 6 
Verlängerung der Steuererklärungsfrist .............................................................................................................. 6 
Steuerschuld des Leistungsempfängers ............................................................................................................. 7 
Liebhaberei bei PV-Anlagen ................................................................................................................................ 7 
 

 



 

2 JULI | AUGUST 2021 

TERMINSACHE: 
Sonderabschreibungen beim 
Mietwohnungsneubau 

 

 

 

Mit dem Gesetz zur Förderung des 

Mietwohnungsneubaus strebt die Bundesregierung 

Anreize für den Mietwohnungsneubau im 

bezahlbaren Miet­segment an.  

 

Dies wird durch die Einführung einer 

Sonderabschreibung umgesetzt. Die 

Sonderabschreibungen in Höhe von jährlich 5 % 

können – unter weiteren Voraussetzungen (so 

dürfen z. B. die abschreibungsfähigen 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht mehr 

als 3.000 € je m² Wohnfläche betragen) - im Jahr 

der Anschaffung oder Herstellung und in den 

folgenden 3 Jahren (also 4 Jahre lang) neben der 

regulären Abschreibung in Anspruch genommen 

werden.  

 

Somit werden innerhalb des 

Abschreibungszeitraums insgesamt bis zu 28 % der 

förderfähigen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten steuerlich berücksichtigt. 

 

Bitte beachten Sie!  

Die Regelung wird auf Herstellungs- oder 

Anschaffungsvorgänge beschränkt, für die der 

Bauantrag oder die Bauanzeige nach dem 

31.8.2018 und vor dem 1.1.2022 gestellt wird. Die 

Sonderabschreibungen können auch dann in 

Anspruch genommen werden, wenn die 

Fertigstellung nach dem 31.12.2021 erfolgt; 

längstens bis 2026! Ob die (neue) Bundesregierung 

eine Verlängerung anstrebt, ist zzt. nicht bekannt. 

 

Ernst Röbke Verlag BR-PM v. 28.6.2019 (DW20210826) 

 

Automatischer Informationsaustausch über Finanzkonten in 
Steuersachen 
Durch die Regelungen des 

Informationsaustauschgesetzes werden 

Informationen über Finanzkonten in Steuersachen 

zwischen dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 

und den zuständigen Behörden der jeweils 

angeschlossenen Staaten automatisch ausgetauscht 

und dem BZSt elektronisch zum 31.7.2021 

übermittelt. 

 

Zu den Staaten, mit denen der Austausch von 

Informationen erfolgt, zählen 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union  

 Drittstaaten, die Vertragsparteien der von der 

Bundesrepublik Deutschland in Berlin unter-

zeichneten mehrseitigen Vereinbarung vom 

29.10.2014 zwischen den zuständigen Behörden 

über den automatischen Austausch von 

Informationen über Finanzkonten sind  

 Drittstaaten, die Verträge mit der Europäischen 

Union zur Vereinbarung des automatischen 

Austauschs von Informationen über 

Finanzkonten haben, sowie 

 

 Drittstaaten, mit denen die Bundesrepublik 

Deutschland ein Abkommen über den 

steuerlichen Informationsaustausch 

geschlossen hat, nach dem ein automatischer 

Austausch von Informationen vereinbart werden 

kann. 

 

Mit Schreiben vom 16.6.2021 wurden vom BZSt die 

Staaten bekannt gegeben, bei denen die 

Voraussetzungen für den automatischen Austausch 

von Informationen über Finanzkonten mit Stand vom 

11.5.2021 vorliegen, mit denen der automatische 

Datenaustausch zum 30.9.2021 erfolgt und für 

welche die meldenden Finanzinstitute 

Finanzkontendaten zum 31.7.2021 dem BZSt 

übermitteln müssen. 

 

Die finale Staatenaustauschliste 2021 steht zur 

Ansicht und zum Download auf der Internetseite des 

BZSt unter www.bzst.bund.de bereit. 

 

BMF-Schr. v. 16.6.2021 – IV B 6 – S 1315/1 (DW230210810) 

 

Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug 

Unter einem sog. „Sachbezug“ versteht man 

Einnahmen aus einem Arbeitsverhältnis, welche 

nicht in Geld bestehen. Diese geldwerten Vorteile 

können sich in einer Natural-, Sach- oder 

zusätzlichen Leistung darstellen. Sachbezug oder 

Sachlohn ist bis zu einer Grenze von 44 € (ab 

1.1.2022 bis 50 €) im Monat steuer- und 

sozialversicherungsfrei. Dadurch ergeben sich 

finanzielle Vorteile gegenüber der Auszahlung von 

(steuer- und sozialversicherungspflichtigem) 

Barlohn. 

 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) nimmt zur 

Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug, 

die durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen 

Förderung der Elektromobilität und zur Änderung 

weiterer steuerlicher Vorschriften geändert wurde, in 

seinem Schreiben vom 13.4.2021 umfangreich 

Stellung. Danach ist durch die neue Definition „zu den 

Einnahmen in Geld gehören“ nunmehr gesetzlich 

festgeschrieben, dass zweckgebundene 

Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, 

Geldsurrogate (Geld­ersatzmittel) und andere 

Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten, 

grundsätzlich keine Sachbezüge, sondern 

Geldleistungen sind. 

 

Bestimmte zweckgebundene Gutscheine 

(einschließlich ent­sprechende Gutscheinkarten, 

digitale Gutscheine, Gutscheincodes oder 

Gutscheinapplikationen/-Apps) oder entsprechende 

Geldkarten (einschließlich Wertguthabenkarten in 

Form von Prepaid-Karten) werden hingegen als 

Sachbezug gesetzlich definiert. Voraussetzung ist, 

dass die Gutscheine oder Geldkarten ausschließlich 

zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen bei 

dem Arbeitgeber oder bei einem Dritten berechtigen 

und zudem ab dem 1.1.2022 die Kriterien des 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) erfüllen. 

Weitere Voraussetzung ist, dass sie zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. 

 

Übergangsregelung: Die Finanzverwaltung will es 

nicht beanstanden, wenn Gutscheine und 

Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von Waren 

oder Dienstleistungen berechtigen, jedoch die 

Kriterien des ZAG nicht erfüllen, noch bis zum 

31.12.2021 als Sachbezug anerkannt werden.  

Anmerkung: Nachdem die Regelungen im 

Einzelnen für den Steuerlaien recht kompliziert und 

dadurch schadensbehaftet sind, sollten Sie sich im 

Detail beraten lassen. 

 

BMF-Schr. v. 13.4.2021 – IV C 5 – S 2334/19 (DW20210801) 
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Neues Gesetz zur Abwehr von Steueroasen beschlossen 

Zur Bekämpfung von internationaler 

Steuerkriminalität hat der Bundestag am 10.6.2021 

das Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und 

unfairem Steuerwettbewerb beschlossen. Ziel des 

neuen Gesetzes ist es, das Steueraufkommen und 

die Steuergerechtigkeit in Deutschland zu stärken.  

 

Personen und Unternehmen, die 

Geschäftsbeziehungen mit Staaten und Gebieten 

unterhalten, die international anerkannte Standards 

im Steuerbereich nicht einhalten, soll es damit 

erschwert werden, Steuern zu vermeiden. Als 

Maßnahmen dazu dienen z. B. eine verschärfte 

Hinzurechnungsbesteuerung, die es Unternehmen 

unattraktiv macht, Einkünfte auf 

Zwischengesellschaften in Steueroasen zu 

übertragen. Auch sollen etwa Betriebsausgaben und 

Werbungskosten, die in Beziehung zu Steueroasen 

stehen, nicht mehr abzugsfähig sein.   

 

Grundlage des neuen Gesetzes ist eine mindestens 

jährlich aktualisierte Liste der Europäischen Union, 

die Länder beinhaltet, die sich konsequent weigern, 

Steuerangelegenheiten korrekt zu behandeln. 

 

BR-PM v. 31.3.2021, Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem 

Steuerwettbewerb und zur Änderung weiterer Gesetze v. 9.6.2021 

(DW20210811)

 

 

Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz vom Bundesrat bestätigt 

Der Bundesrat hat am 25.6.2021 das sog. 

Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz 

zur Bekämpfung von Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung beschlossen. Es soll im 

Wesentlichen am 1.1.2022 in Kraft treten. Einige 

Vorschriften erhalten bereits ab dem Tag nach 

der Verkündung im Bundesgesetzblatt Gültigkeit. 

 

Das Gesetz regelt die Umwandlung des deutschen 

Transparenzregisters von einem Auffangregister, das 

zumeist auf andere Register wie das Handels-, 

Genossenschafts- oder Partnerschaftsregister 

verwies, in ein Vollregister, in das Gesellschaften 

verpflichtend wirtschaftlich Berechtigte 

einzutragen haben. Für einen Großteil der 

deutschen Gesellschaften besteht im 

Transparenzregister selbst noch kein strukturierter 

Datensatz in einem einheitlichen Datenformat. 

 

Um aufdecken zu können, welche natürlichen 

Personen hinter international verschachtelten 

Unternehmensstrukturen stehen, sollen die 

europäischen Transparenzregister vernetzt werden.  

 

Bitte beachten Sie! Die Meldefristen zum neuen 

Transparenzregister für Unternehmen mit bisheriger 

Mitteilungsfiktion sind je nach Rechtsform gestaffelt 

vorgesehen: AGs, SEs und KGaA bis 31.3.2022; 

GmbH, Genossenschaft, Partnerschaft bis 30.6.2022 

und alle anderen Fälle bis 31.12.2022. 

 

Bundesrat, PM v. 25.6.2021, Termine: § 59 Abs. 8 GwG (DW20210815)

 

 

Nachweis einer fast ausschließlich betrieblichen Nutzung bei Pkw 

Für die Bildung eines Investitionsabzugsbetrags 

(IAB) darf das angeschaffte bzw. hergestellte 

Wirtschaftsgut nicht mehr als 10 % privat genutzt 

werden. Handelt es sich bei dem Wirtschaftsgut um 

einen Pkw, so muss detailliert nachgewiesen werden, 

wie hoch der Anteil der privaten Nutzungen ist. Findet 

die Berechnung dieser durch die 1-%-Regelung statt, 

so darf der IAB nicht gewährt werden, da die 1-%-

Regelung von einer Privatnutzung von ca. 20 % 

ausgeht, womit also keine fast ausschließlich 

betriebliche Nutzung mehr vorliegt. 

 

In einem Fall aus der Praxis bildete ein Unternehmer 

einen IAB für einen Pkw, kaufte diesen anschließend 

auch und ermittelte den Nutzungsanteil nach 

Fahrtenbuchmethode. Das Finanzamt stellte bei 

einer Prüfung jedoch fest, dass dieses nicht 

ordnungsgemäß war und erkannte den so ermittelten 

Anteil nicht an. Stattdessen wurde nun die 1-%-

Regelung angewandt, weshalb der IAB nachträglich 

versagt wurde.  

 

Der Bundesfinanzhof entschied dazu, dass bei einem 

fehlerhaften Fahrtenbuch auch alternative 

Aufzeichnungen vorgelegt werden können, die 

nachweisen, dass ein betrieblicher Nutzungsanteil 

von mindestens 90 % vorliegt. Dieser Nachweis muss 

plausibel dargelegt werden können. Das 

Fahrtenbuch muss jedoch insgesamt noch stimmig 

und lückenlos sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

BFH, Urt. v. 15.7.2020 – III R 62/19 (DW20210712) 

 

 

Excel-Tabelle führt nicht zwingend zu Kassenführungsmängeln 

Um eine ordnungsgemäße Kassenführung zu 

gewährleisten, muss der Unternehmer einige 

Voraussetzungen erfüllen. Das Finanzamt muss 

davon ausgehen können, dass sämtliche Ein- und 

Ausgaben erfasst wurden. Dies führt häufig zu 

Meinungsverschiedenheiten zwischen Finanzamt 

und Unternehmer. So war es auch in einem Fall über 

den nun das Finanzgericht (FG) Münster mit Urteil 

vom 29.4.2021 entschieden hat. 

Auslöser war die Anwendung einer Excel-Tabelle 

durch eine Unternehmerin für ihre Kassenführung. 

Sie betrieb eine Gaststätte und erfasste die 

Einnahmen mithilfe einer elektronischen 

Registrierkasse. Sämtliche Einnahmen wurden 

neben Ausgaben und Bankeinzahlungen in eine 

Excel-Tabelle eingetragen, weitere Kassenberichte 

wurden nicht erstellt.  

 

Das Finanzamt beanstandete diese Tabelle, die 

Buchführung kann nicht ordnungsgemäß sein, wenn 

sich die Angaben in einem Programm, wie z. B. 

Excel, jederzeit ändern lassen. Dagegen wendet die 

Unternehmerin ein, dass die Grundlagen der 

Angaben, z. B. die Z-Bons oder die Belege über EC-

Kartenzahlungen, aber nicht abänderbar seien. 

 

Das FG kam zu dem Entschluss, dass aufgrund der 

elektronischen Registrierkasse als 

Kassenaufzeichnung eine geordnete Ablage der 

Belege ausreicht, wobei eine zusätzliche Excel-

Tabelle nicht schadet. Da die Unternehmerin bei 

Sonderveranstaltungen aber eine offene Ladenkasse 

nutzte und – hierbei – keinen notwendigen täglichen 

Kassenbericht erstellte, kann das Finanzamt – an 

dieser Stelle – von einer nicht ordnungsgemäßen 

Kassenführung ausgehen und kann – insoweit – 

Hinzuschätzungen vornehmen. 

 

FG Münster, Urt. v. 29.4.2021 – 1 K 2214/17 (DW20210818)
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Bundesregierung verlängert Corona-Unterstützungen bis 30.09.2021 

Die Bundesregierung verlängert die 

Überbrückungshilfen für von der Corona-Pandemie 

betroffene Unternehmen und Soloselbstständige 

sowie die Neustarthilfe bis zum 30.9.2021 als 

Überbrückungshilfe III Plus.  

Neu hinzu kommt eine Personalkostenhilfe eine sog. 

„Restart-Prämie“. Damit können Unternehmen, die 

im Zuge der Wiedereröffnung Personal aus der 

Kurzarbeit zurückholen, neu einstellen oder 

anderweitig die Beschäftigung erhöhen, wahlweise 

zur bestehenden Personalkostenpauschale eine 

Restart-Prämie erhalten.  

Die Neustarthilfe für Soloselbstständige wird 

verlängert und erhöht sich von bis zu 1.250 €/Monat 

für den Zeitraum von Januar bis Juni 2021 auf bis zu 

1.500 €/Monat für den Zeitraum von Juli bis 

September 2021. Für den gesamten Förderzeitraum 

von Januar bis September 2021 können 

Soloselbstständige somit bis zu 12.000 € bekommen. 

Des Weiteren wird der Zugang zu den geltenden 

Zugangserleichterungen zum Kurzarbeitergeld 

um 3 Monate vom 30.6.2021 bis zum 30.9.2021 

erweitert. 

 

BMF-PM v. 9.6.2021 (DW20210724)

 

 

(Noch) keine Doppelbesteuerung von gesetzlichen Renten 

In der unterschiedlichen Besteuerung von Renten bis 

2004 – normale Renten wurden nur mit dem 

Ertragsanteil, Pensionen von Beamten wurden voll 

versteuert – sah das Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG) eine verfassungswidrige 

Ungleichbehandlung. Es verpflichtete den 

Gesetzgeber zu einer Neuregelung spätestens mit 

Wirkung ab 2005. Seit dem 1.1.2005 sind nicht nur 

Pensionen, sondern auch Rentenbezüge im 

Grundsatz voll einkommensteuerpflichtig. 

Demgegenüber können aber die 

Altersvorsorgeaufwendungen als Sonderausgaben 

abgezogen werden (sog. nachgelagerte 

Besteuerung). 

Wegen des damit verbundenen Ausfalls an 

Steuereinnahmen wurde eine sehr langfris­tig 

wirkende Übergangsregelung geschaffen. Diese 

sieht vor, dass bei Rentnern, die bis einschließlich 

2005 in den Rentenbezug eingetreten sind, ein 

Betrag von 50 % ihrer damaligen Rente steuerfrei 

bleibt. Dieser Freibetrag mindert sich jährlich für all 

diejenigen, für die der Rentenbezug erst nach 2005 

beginnt. Für Erstrentner im Jahre 2021 beträgt dieser 

Freibetrag z. B. nur noch 19 %. Steuerpflichtige die 

ab 2040 erstmalig Rente beziehen, müssen dann 100 

% der Rente versteuern. Anzumerken ist, dass auch 

bei einem früheren Rentenbeginn die laufenden 

„Rentenerhöhungen“ zu 100 % der Besteuerung 

unterliegen. Als Ausgleich für die höhere 

Besteuerung steigt auch der Abzug der 

Altersvorsorgeaufwendungen als Sonderausgaben 

für alle Steuerpflichtige jährlich an. Lag der zu 

berücksichtigende Anteil in 2005 noch bei 60 % der 

Aufwendungen, werden ab dem Jahr 2025 dann 100 

% der Aufwendungen als Sonderausgaben 

berücksichtigt. 

Bitte beachten Sie!  

In seiner Entscheidung vom 19.5.2021 stellte der 

Bundesfinanzhof (BFH) fest, das auf der Grundlage 

seiner Berechnungsvorgaben zwar jetzige 

Rentenjahrgänge voraussichtlich noch nicht, aber 

spätere Jahrgänge sehr wohl von einer doppelten 

Besteuerung ihrer Renten betroffen sein dürften. Dies 

folgt daraus, dass der Rentenfreibetrag mit jedem 

Jahr kleiner wird. 

 

Anmerkung:  

Der Gesetzgeber wird hier entsprechend reagieren 

und eine zeitnahe Änderung der Rentenberechnung 

für die Zukunft vornehmen müssen. 

 

BFH-PM Nr. 19 v. 31.5.2021, BFH-Urt. v. 19.5.2021 - X R 33/19, BVerfG-Urt. v. 

6.3.2002 - 2 BvL 17/99 (DW20210723) 

 

 

Steuerfreie Sonderzahlungen an Arbeitnehmer bis 31.3.2022 verlängert 

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von 

Abzugsteuern und der Bescheinigung von 

Kapitalertragsteuer wurde die Zahlungsfrist für die 

Steuerbefreiung von Corona-Sonderzahlungen bis 

zum 31.3.2022 verlängert. Im Jahressteuergesetz 

2020 war zuvor bereits eine Verlängerung bis Juni 

2021 beschlossen (ursprünglich 31.12.2020).  

Arbeitgeber haben dadurch die Möglichkeit, ihren 

Beschäftigten Beihilfen und Unterstützungen bis zu 

einem Betrag von 1.500 € steuer- und 

sozialversicherungsfrei auszuzahlen oder als 

Sachleistungen zu gewähren. Voraussetzung dafür 

ist jedoch u. a., dass die Beihilfen und Unterstützungen 

zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 

geleistet und die steuerfreien Leistungen im Lohnkonto 

aufgezeichnet werden. 

Bitte beachten Sie! Die jetzige Fristverlängerung 

erweitert nur den Zeitraum, in dem der Betrag gewährt 

werden kann. Sie führt nicht dazu, dass die 1.500 € 

mehrfach steuerfrei ausgezahlt werden könnten. 1.500 

€ ist die Höchstsumme für den ganzen Zeitraum, nicht 

das Kalenderjahr. Wurden also in 2020 z. B. 500 € 

ausbezahlt, können in 2021 bzw. bis 31.3.2022 noch 

weitere 1.000 € geleistet werden. 

Die Auszahlung kann auch pro Dienstverhältnis 

erfolgen. Arbeitet z. B. ein Mini-Jobber bei 2 

Arbeitgebern, könnte er die Sonderzahlung von jedem 

Arbeitgeber erhalten. 

 

Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und der 

Bescheinigung von Kapitalertragsteuer (AbzStEntModG) (DW20210705)) 

 

 

Verlustverrechnungsbeschränkung für Aktienveräußerungsverluste verfassungswidrig? 

Verluste, die aus der Veräußerung von 

Kapitalanlagen entstehen, können nur mit sonstigen 

positiven Einkünften aus Kapitalvermögen 

ausgeglichen werden. Eine zusätzliche 

Verlustverrechnungsbeschränkung gilt bei Verlusten, 

die aus der Veräußerung von Aktien entstehen.  

Obwohl sie zum Kapitalvermögen zählen, können 

entstandene Verluste aus Aktiengeschäften nur über 

Veräußerungsgewinne ausgeglichen werden, die 

ebenfalls aus Aktiengeschäften resultieren. Hierin 

sieht der Bundesfinanzhof (BFH) in einem Beschluss 

vom 17.11.2020 eine verfassungswidrige 

Ungleichbehandlung. Dazu rief er das 

Bundesverfassungsgericht an, um eine Klärung 

herbeizuführen. 

Dem Beschluss voran stand der Fall eines 

Steuerpflichtigen, der aus der Veräußerung von 

Aktien als Teil seines Kapitalvermögens nur Verluste 

generierte. Auf Antrag wünschte er die Verrechnung 

der Verluste mit seinen sonstigen Einkünften aus 

Kapitalvermögen, die nicht aus 

Aktienveräußerungsgewinnen entstanden waren. 

Der BFH begründete die Vorlage vor dem 

Bundesverfassungsgericht damit, dass die 

abweichende Verlustausgleichsregelung für 

Aktienveräußerungsverluste zu einer 

unterschiedlichen Behandlung von Steuerpflichtigen 

führt, die nicht damit begründet werden kann, dass 

erhebliche Steuermindereinnahmen zu befürchten 

wären oder dies zur Verhinderung missbräuchlicher 

Gestaltungen führt. 

 

BFH-Beschl. v. 17.11.2020 – VIII R 11/18 (DW20210803  
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Längere Frist beim Investitionsabzugsbetrag geplant 

Um für kleine und mittlere Unternehmen mehr 

Flexibilität und eine Planungssicherheit während der 

Corona-Krise zu schaffen, hat der Gesetzgeber eine 

Ausdehnung der Investitionsfrist für in 2017 und 2018 

gebildete Inves­titionsabzugsbeträge (IAB) 

vorgesehen. Danach haben Steuerpflichtige für in 

2017 gebildete IAB 5 Jahre Zeit, um die geplante 

Investition durchzuführen. Für in 2018 gebildete IAB 

sind 4 Jahre für die geplante Anschaffung oder 

Herstellung vorgesehen.  

Der IAB sorgt dafür, dass für bestimmte künftige 

Anschaffungen oder Herstellungen vorab eine 

Gewinnminderung vorgenommen wird. Dies eröffnet 

ein Zeitfenster von grundsätzlich 3 Jahren, um die 

Investition durchzuführen. Die Steuerlast wird so in 

ein späteres Jahr verlagert. Lässt der Steuerpflichtige 

die 3-Jahres-Frist verstreichen, ohne eine Investition 

vorzunehmen, muss er die vorgenommene 

Gewinnminderung rückgängig machen und im 

Regelfall eine Steuernachzahlung plus Zinsen 

leisten.  

Die Verlängerung des IAB ist Teil des Gesetzes zur 

Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts 

(KöMoG). Nachdem das Gesetz den Bundestag 

passiert hat, wird die Zustimmung des Bundesrats 

Ende Juni 2021 erwartet. 

 

DStV-PM v. 20.5.2021 (DW20210717) 

 

 

Ermittlung der ortsüblichen Marktmiete vorrangig per örtlichem Mietspiegel

Die ortsübliche Marktmiete ist grundsätzlich auf der 

Basis des Mietspiegels zu bestimmen. Kann dieser 

nicht zugrunde gelegt werden oder ist er nicht 

vorhanden, kann sie z. B. mit Hilfe eines begründeten 

Gutachtens eines öffentlich bestellten und 

vereidigten Sachverständigen, durch die Auskunft 

aus einer Mietdatenbank oder unter Zugrundelegung 

der Entgelte für zumindest 3 vergleichbare 

Wohnungen ermittelt werden. Jeder Ermittlungsweg 

ist grundsätzlich gleichrangig. Dies entschied der 

Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 22.2.2021.  

Im entschiedenen Fall vermietete eine 

Steuerpflichtige eine Wohnung an ihre Tochter zu 

einem geringeren monatlichen Mietzins als sie von 

einem fremden Dritten für eine ähnlich ausgestattete 

Wohnung gleicher Größe verlangt. Das Finanzamt 

(FA) akzeptierte die ermittelten Werbungskosten für 

die Wohnung der Tochter nicht in voller Höhe. Es 

begründete dies damit, dass die vereinbarte Miete 

weniger als 66 % der ortsüblichen Miete entspricht. 

Das wäre aber die Voraussetzung für den vollen 

Werbungskostenabzug. 

Der BFH stellte klar, dass die Ableitung der 

ortsüblichen Marktmiete aus dem örtlichen 

Mietspiegel genau dessen Zweck ist. Der 

Mietpreisspiegel gehört zu den Informationsquellen, 

die eine leichte und schnelle Ermittlung der 

ortsüblichen Miete auf der Grundlage eines breiten 

Spektrums ermöglichen.  

 

Anmerkung: Mit dem Jahressteuergesetz 2020 

wurde ab 2021 die Grenze für die generelle 

Aufteilung der Wohnraumüberlassung in einen ent- 

bzw. unentgeltlich vermieteten Teil auf 50 % der 

ortsüblichen Miete herabgesetzt. Beträgt das Entgelt 

50 % und mehr, jedoch weniger als 66 % der 

ortsüblichen Miete, ist aber eine sog. 

Totalüberschussprognose-Prüfung vorzunehmen. 

 

BFH-Urt. v. 22.2.2021 – IX R 7/20 (DW20210702) 

 

FREIHEITSSTRAFE WEGEN BETRUG BEI CORONA-SOFORTHILFE 

 

Das Landgericht Stade (LG) hatte in einem Fall zu 

entscheiden, bei dem ein Steuerpflichtiger im 

Frühjahr 2020 in 7 Fällen in 4 Bundesländern sog. 

Corona-Soforthilfen in Höhe von 50.000 € für 

tatsächlich nicht existente Kleingewerbe 

beantragte und bekam. 

 

 

Dabei täuschte er über subventionserhebliche 

Tatsachen, die in den jeweiligen 

Antragsformularen in der gebotenen Klarheit als 

solche bezeichnet waren. Das LG verurteilte ihn zu 

einer Gesamtfreiheitsstrafe von 3 Jahren und 10 

Monaten.  

 

Der Bundesgerichtshof hat die Revision verworfen, 

weil die Überprüfung des Urteils keinen 

Rechtsfehler ergab. Es wurde damit rechtskräftig. 

 

BGH, PM 94/2021 v. 4.5.2021, BGH-Beschl. v. 4.5.2021, 6 StR 137/21 

(DE20210703) 

 

 

Share Deals: Maßnahmen gegen Vermeidung von Grunderwerbsteuer beschlossen 

Bei den sog. Share Deals handelt es sich um den 

Kauf von Anteilen an einer Firma, welche die 

Immobilie im Besitz hält. Es wird also nicht die 

Immobilie selbst gekauft und somit 

Grunderwerbsteuer gespart. 

Diese Steuervermeidungsmöglichkeit lag nicht im 

Sinne des Gesetzgebers, der nunmehr Maßnahmen 

gegen sog. Share Deals, bei denen Investoren beim 

Kauf von Immobilien die Grunderwerbsteuer 

umgehen können, mit der Änderung des 

Grunderwerbsteuergesetzes beschloss. Die 

Änderungen treten am 1.7.2021 in Kraft. 

Um die sog. Share Deals einzudämmen, wurde die 

95 %-Grenze in den Ergänzungstatbeständen auf 90 

% abgesenkt. Darüber hinaus wurde ein 

Ergänzungstatbestand zur Erfassung von 

Anteilseigner-wechseln in Höhe von mindestens 90 

% bei Kapitalgesellschaften eingeführt und die 

Fristen von 5 auf 10 Jahre verlängert.  

 

Die Ersatzbemessungsgrundlage auf 

Grundstücksverkäufe wird zudem im 

Rückwirkungszeitraum von Umwandlungsfällen 

angewendet. Auch wird die Vorbehaltensfrist im 

Grunderwerbsteuergesetz auf 15 Jahre verlängert 

und die Begrenzung des Verspätungszuschlags 

aufgehoben. 

 

BT-PM v. 23.4.2021, BR-PM v. 25.5.2021 (DW20210706).
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Sozialversicherung und steuerliche Sonderreglungen von Mitarbeitenden im Impf- und 
Testzentren 

Mitarbeiter in den Impf- und Testzentren, 

einschließlich der dort angeschlossenen mobilen 

Impf- und Testteams erbringen ihre Arbeitsleistung 

grundsätzlich im Rahmen einer abhängigen 

Beschäftigung. Die Leistungen erfolgen 

weisungsgebunden. Für die Annahme einer 

selbstständigen Tätigkeit sowie eines damit 

verbundenen Unternehmerrisikos besteht kein 

Raum. 

 

Für Ärzte in Impfzentren hat der Gesetzgeber 

übergangsweise Sonderregelungen zur versiche-

rungs- und beitragsrechtlichen Behandlung 

vorgesehen. Auch wenn die Ärzte der Impf- und 

Testzentren sowie der dort angeschlossenen 

mobilen Impf- und Testteams zu den Einrichtungen in 

einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis stehen, 

ergeben sich daraus aber keine versicherungs- und 

beitragsrechtlichen Folgen.  

 

Mit dem Gesetz zur Reform der technischen 

Assistenzberufe in der Medizin (MTA-Reform-

Gesetz) vom 24.2.2021 ist eine Übergangsregelung 

getroffen worden, wonach in der Zeit vom 

15.12.2020 bis zum 31.12.2021 Einnahmen aus 

Tätigkeiten von Ärzten in einem Impfzentrum oder 

einem dort angegliederten mobilen Impfteam nicht 

beitragspflichtig sind. Damit fehlt es in sozialversiche-

rungsrechtlicher Hinsicht an der Entgeltlichkeit der 

Beschäftigung, sie ist nicht versicherungspflichtig.   

 

Die gleiche Übergangsregelung wurde für Ärzte, die 

in einem Testzentrum oder einem dort 

angegliederten mobilen Testteam in der Zeit vom 

4.3.2021 bis 31.12.2021 tätig werden, getroffen. Die 

Regelung gilt aus Bestandsschutzgründen nicht für 

Tätigkeiten, die vor dem 4.3.2021 vereinbart wurden.  

 

Für die beitragsrechtliche Behandlung des 

Arbeitsentgelts der übrigen Beschäftigten gelten 

grundsätzlich keine Besonderheiten. Sie profitieren 

allerdings von steuerlichen Entlastungen wie der sog. 

Übungsleiter- bzw. Ehrenamtspauschale. Dabei 

können Mitarbeiter, die direkt an der Impfung beteiligt 

sind, die Übungsleiterpauschale in Höhe von 3.000 € 

im Jahr (2020: 2.400 €) und Mitarbeiter in der 

Verwaltung und der Organisation, die 

Ehrenamtspauschale in Höhe von 840 € im Jahr 

(2020: 720 €) in Anspruch nehmen. 

 

Summa Summarum 2-2021 v. 3.5.2021, Beitrag Nr. 9 (DW20210703 

 

 

Unternehmer: Ist-Besteuerung im Gründungsjahr 

Das Finanzamt kann die Gestattung der Ist-

Besteuerung zurücknehmen, wenn der Unternehmer 

unrichtige Angaben hinsichtlich seines 

voraussichtlichen Gesamtumsatzes gemacht hat. Die 

Höhe des Gesamtumsatzes im Gründungsjahr ist 

nach den voraussichtlichen Verhältnissen des 

Gründungsjahres zu ermitteln und auf das gesamte 

Jahr hochzurechnen; dabei sind die Grundsätze der 

sog. Soll-Besteuerung anzuwenden, so dass es auf 

die Erbringung der Leistung des Unternehmers und 

nicht auf die Bezahlung durch den Kunden ankommt. 

 

Hintergrund: Grundsätzlich entsteht die 

Umsatzsteuer mit der Ausführung der Leistung, so 

dass es auf die Bezahlung durch den Kunden nicht 

ankommt (sog. Soll-Besteuerung). Auf Antrag kann 

der Unternehmer die sog. Ist-Besteuerung 

anwenden, wenn er bestimmte Voraussetzungen 

erfüllt. U.a. darf sein Gesamtumsatz nicht über 

600.000 € liegen (bis einschließlich 2019 lag die 

Grenze bei 500.000 €). 

 

Sachverhalt: Die Klägerin war eine am 20.9.2011 

gegründete GbR, die Photovoltaikanlagen errichtete. 

Sie beantragte beim Finanzamt die Ist-Besteuerung 

und erklärte, dass sie im Jahr 2011 voraussichtlich 

Umsätze i. H. von 30.000 € erzielen würde. Das 

Finanzamt gestattete daraufhin am 15.12.2011 die 

Ist-Besteuerung. Die Klägerin hatte allerdings im 

November 2011 bereits einen Vertrag über die 

Errichtung einer Photovoltaikanlage zum 

Gesamtpreis von ca. 1.258.000 € netto 

abgeschlossen und für die Montage ein Teilentgelt 

von 450.000 € zzgl. Umsatzsteuer vereinbart. Im 

Dezember schloss sie die Montage ab und stellte 

ihrem Auftraggeber 450.000 € zzgl. USt in 

Rechnung. Der Auftraggeber zahlte ihr noch im Jahr 

2011 einen Teilbetrag von ca. 78.000 €. Als das 

Finanzamt davon erfuhr, nahm es die Gestattung der 

Ist-Besteuerung zurück. 

 

Entscheidung: Der BFH wies die Klage ab: 

 Die Gestattung der Ist-Besteuerung war 

rechtswidrig, weil der voraussichtliche 

Gesamtumsatz der Klägerin den im Jahr 2011 

gültigen Höchstbetrag von 500.000 € übersteigen 

würde. Im Jahr der Gründung ist der tatsächliche 

Umsatz nach den tatsächlichen Verhältnissen 

des Unternehmers zu ermitteln und auf das Jahr 

hochzurechnen. 

 Hierbei gelten die Grundsätze der Soll-

Besteuerung, sodass es auf die Ausführung der 

Leistungen/Teilleistungen der Klägerin ankommt. 

Die Ist-Besteuerung gilt nicht, weil die 

ursprüngliche Gestattung zurückgenommen 

worden ist. 

 Aufgrund ihres Vertrags über die Errichtung einer 

Photovoltaikanlage konnte die Klägerin jedenfalls 

mit einem Teilentgelt für die Montage in Höhe von 

450.000 € rechnen. Unbeachtlich ist, dass sie das 

Entgelt im Jahr 2011 nur teilweise, nämlich in 

Höhe von 78.000 €, erhalten hat; denn die 

Ermittlung des tatsächlichen Umsatzes im Jahr 

2011 richtet sich nach der Soll-Besteuerung, also 

auf Grundlage der ausgeführten 

Leistungen/Teilleistungen. 

 Da die Klägerin im September gegründet wurde, 

im Jahr 2011 also nur vier Monate existierte, war 

der zu erwartende Umsatz von 450.000 € auf das 

gesamte Jahr hochzurechnen, so dass sich ein 

Gesamtumsatz von 1.350.000 € ergab, der 

deutlich über der damaligen Umsatzgrenze für die 

Ist-Besteuerung von 500.000 € lag. 

 

Hinweise: Für die Ermittlung des Gesamtumsatzes 

im Gründungsjahr zwecks Ist-Besteuerung gelten 

ähnliche Grundsätze wie für die Anwendung der 

Kleinunternehmerregelung im Gründungsjahr. Beim 

Kleinunternehmer wird ebenfalls der tatsächliche 

Gesamtumsatz in einen Jahresumsatz umgerechnet 

und dann geprüft, ob die hier geltende Umsatzgrenze 

eingehalten wird. 

 

BFH, Urteil vom 11.11.2020 - XI R 41/18 (NWB ZAAAH-79973)

 

 

Verlängerung der Steuererklärungsfrist 

Die Frist zur Abgabe der Steuererklärung für das 

Jahr 2020 ist um drei Monate verlängert worden. Das 

entsprechende Gesetz ist kürzlich im 

Bundesgesetzblatt verkündet worden. Damit wird die 

Steuererklärungsfrist u. a. für steuerlich beratene 

Steuerpflichtige auf Ende Mai 2022 verlängert. 

Darüber hinaus wurde das restliche Fristensystem 

angepasst, so etwa beim Zinslauf, den 

Verspätungszuschlägen, der Frist für die 

Vorabanforderungen oder den Zeiträumen für die 

Einkommensteuervorauszahlungen. Hintergrund der 

Verlängerung ist die Mehrbelastung der 

Steuerberater durch die Corona-Pandemie. 

 

§ 149 AO, § 233a AO i.d.F. des ATAD-Umsetzungsgesetzes, BGBl I S. 2035 
(NWB ZAAAH-79973)
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Steuerschuld des Leistungsempfängers 

Das umsatzsteuerliche Reverse-Charge-Verfahren, 

nach dem der unternehmerisch tätige 

Leistungsempfänger die Umsatzsteuer trägt, gilt 

auch dann, wenn es neben dem unternehmerisch 

tätigen Leistungsempfänger noch einen weiteren 

Leistungsempfänger gibt, der aber nicht 

Unternehmer ist, und wenn der unternehmerische 

Leistungsempfänger das volle Entgelt als 

Gesamtschuldner schuldet. 

 

Hintergrund: In bestimmten Fällen schuldet der 

Leistungsempfänger die Umsatzsteuer, z. B. bei der 

Leistung eines im Ausland ansässigen Unternehmers 

an einen deutschen Unternehmer oder an eine 

deutsche juristische Person. Der deutsche 

Unternehmer muss dann als Leistungsempfänger die 

Umsatzsteuer an das Finanzamt abführen. 

 

Sachverhalt: Der Kläger war Unternehmer und 

Alleineigentümer eines unbebauten Grundstücks. 

Seine Ehefrau und er beauftragten einen 

österreichischen Bauunternehmer mit der Errichtung 

eines Einfamilienhauses auf dem Grundstück. Das 

Finanzamt war der Auffassung, dass der Kläger die 

gesamte Umsatzsteuer für die Baukosten im Wege 

des sog. Reverse-Charge-Verfahrens schulde. 

Hiergegen wandte sich der Kläger. 

 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof wies die Klage 

ab: 

 Der Kläger war Unternehmer und 

Leistungsempfänger eines in Österreich 

ansässigen Unternehmers. Damit greift 

grundsätzlich das sog. Reverse-Charge-

Verfahren, das dem Leistungsempfänger die 

Umsatzsteuerschuld auferlegt. 

 Die Leistung des österreichischen Unternehmers 

war nicht umsatzsteuerfrei. Zwar ist die Lieferung 

eines Grundstücks umsatzsteuerfrei; der 

österreichische Unternehmer war aber nicht 

Veräußerer des Grundstücks, sondern das 

Grundstück gehörte von Anfang an dem Kläger. 

 Unbeachtlich ist, dass auch die Ehefrau des 

Klägers ebenfalls Leistungsempfängerin war. 

Denn der Kläger war gleichwohl 

Gesamtschuldner des vereinbarten Baupreises 

und konnte daher vom österreichischen 

Bauunternehmer in voller Höhe für die Baukosten 

in Anspruch genommen werden. Außerdem war 

seine Ehefrau keine Unternehmerin und kam 

daher als Steuerschuldnerin nach dem Reverse-

Charge-Verfahren nicht in Betracht. 

 

Hinweise: Der BFH prüfte noch, ob nicht 

möglicherweise eine Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts, bestehend aus den beiden Eheleuten, 

Leistungsempfängerin war. Aus Sicht des BFH 

schied dies aus, weil es an einem gemeinsamen 

Zweck fehlte. Anderenfalls hätte nur die Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts die Umsatzsteuer geschuldet, 

falls sie Unternehmerin gewesen wäre. 

 

BFH, Urteil v. 10.12.2020 - V R 7/20 (NWB IAAAH-85860) 

 

 

Liebhaberei bei PV-Anlagen 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zur 

Gewinnerzielungsabsicht beim Betrieb kleiner 

Photovoltaikanlagen und kleiner Blockheizkraftwerke 

auf selbst genutzten Grundstücken geäußert. 

Danach kann der Steuerpflichtige einen Antrag 

stellen, mit dem unterstellt wird, dass die jeweilige 

Anlage von Anfang an ohne 

Gewinnerzielungsabsicht betrieben wurde. 

 

Hintergrund: Die steuerliche Anerkennung von 

Verlusten und auch Gewinnen setzt eine sog. 

Gewinnerzielungsabsicht bzw. 

Einkünfteerzielungsabsicht voraus. Es muss 

feststehen, dass der Steuerpflichtige über die Dauer 

des Unternehmens einen sog. Totalgewinn erzielen 

wird. Anderenfalls handelt es sich um eine sog. 

Liebhaberei. 

 

Wesentliche Aussagen des BMF: 

 Das aktuelle BMF-Schreiben gilt für 

Photovoltaikanlagen mit einer installierten 

Leistung von bis zu 10 kW sowie für 

Blockheizkraftwerke mit einer installierten 

Leistung von bis zu 2,5 kW, die jeweils auf selbst 

genutzten oder unentgeltlich überlassenen Ein- 

oder Zweifamilienhausgrundstücken installiert 

sind und nach dem 31.12.2003 in Betrieb 

genommen worden sind. 

 

Hinweis: An der Selbstnutzung ändert sich nichts, 

wenn zum Haus ein häusliches Arbeitszimmer oder 

ein gelegentlich vermietetes Gästezimmer gehört, 

wenn die Einnahmen hieraus 520 € im Jahr nicht 

überschreiten. 

 Wenn der Steuerpflichtige einen entsprechenden 

Antrag stellt, kann das Finanzamt ohne nähere 

Prüfung unterstellen, dass die Anlage ohne 

Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird. Es 

handelt sich dann also um eine sog. Liebhaberei, 

so dass die Gewinne nicht versteuert werden. 

Eine Anlage „EÜR“ ist nicht mehr abzugeben. 

 

Hinweis: Dies gilt aber für alle verfahrensrechtlich 

noch offenen Veranlagungszeiträume und auch für 

die Folgejahre. Es werden dann also auch künftig 

keine Verluste mehr berücksichtigt. 

 Die Stellung des Antrags ist freiwillig. Der 

Steuerpflichtige kann auch seine 

Gewinnerzielungsabsicht nachweisen. Ohne 

Antrag oder Nachweis der 

Gewinnerzielungsabsicht ist die 

Gewinnerzielungsabsicht von Amts wegen zu 

prüfen. Die Entscheidung, ob eine 

Gewinnerzielungsabsicht vorliegt, gilt dann für 

alle verfahrensrechtlich noch offenen 

Veranlagungszeiträume. 

 

Hinweis: Erzielt der Steuerpflichtige Verluste aus 

dem Betrieb der Anlage, ist der Antrag nicht sinnvoll. 

Anders ist dies, wenn künftig nur noch Gewinne 

erwartet werden und die bisherigen Verluste bereits 

bestandskräftig anerkannt worden sind oder bislang 

keine Verluste entstanden sind. Die Finanzgerichte 

tendieren bislang zur Anerkennung einer 

Gewinnerzielungsabsicht, so dass Verluste 

steuerlich anerkannt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Schreiben betrifft die Regelungen zur 

Einkommensteuer. Unberührt hiervon bleiben 

umsatzsteuerrechtliche Regelungen, sofern der 

Strom in das Stromnetz eingespeist oder anderweitig 

verkauft wird. 

 

BMF, Schreiben v. 2.6.2021 - IV C 6 – S 2240/19/10006 :006 (NWB IAAAH-85860) 
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BASISZINSSATZ (§ 247 Abs. 1 BGB) 
 

seit 01.07.2016 

01.01.2015 – 30.06.2016 

01.07.2014 – 31.12.2014 

 

=  - 0,88 % 

=  - 0,83 % 

=  - 0,73 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter 

www.bundesbank.de  „Basiszinssatz“ 

 

VERZUGSZINSSATZ (§ 288 BGB) 
 

Rechtsgeschäft mit Verbraucher: 

 

Rechtsgeschäft mit Nichtverbraucher:  

 abgeschlossen bis 28.07.2014: 
 abgeschlossen ab 29.07.2014: 
 

 

Basiszinssatz + 5-%-Punkten 

 

 

Basiszinssatz + 8-%-Punkten 

Basiszinssatz + 9-%-Punkten 

zzgl. 40 € Pauschale 

 

VERBRAUCHERPREISINDEX 

 

2015 = 100 

 

2021 

Mai = 108,7; April = 108,2; März = 107,5; Februar = 107,0; Januar = 106,3; 

 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
 

 
Partner in Tschechien und der Slowakei 

 
 

TSCHECHISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Prag, Pilsen, Pisek 
www.cdspraha.cz 

SLOWAKISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Bratislava 

 

 
 
 
 
 
Stand: 21.07.2021

 
Quellen: Das Wichtigste (Juli – Augusti 2021), Ernst Röbke Verlag / Mandanten-Information (Nr. 4 und Nr. 5), NWB-Verlag | Haftungsausschluss: Es wird darauf hingewiesen, dass alle Angaben in dieser Zeitschrift trotz sorgfältiger Bearbeitung 

ohne Gewähr erfolgen und die Kanzlei von Haftung ausgeschlossen ist. Für Detailinformationen kontaktieren Sie bitte unsere Berater. 

 
SteuerNEWS 


